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nen, etwas näherbringen, was leicht in 
der Umkehrung einer bekannten Aussage 
vom „Segen zum Fluch“ werden kann. 
Dabei geht es nicht um eine Dramatisie-
rung des Geplanten, sondern um Fakten 
und eine sich abzeichnende Entwicklung, 
die sich der Verband der Beamten der 
Bundeswehr e. V. (VBB) bereits jetzt schon 
einmal als Merkposten auf seine Agenda 
für die kommenden Monate gesetzt hat. 

1. Von der Trendwende Personal und der 
damit zusammenhängenden Abkehr von 
starren Obergrenzen ist in seiner Auswir-
kung natürlich auch der zivile Personal-
körper in der Bundeswehr betroffen. Der 
Zeitpunkt zu handeln war mehr als über-
fällig. Bei „Altersabgängen“ im zivilen Be-
reich von fast 50 Prozent bis zum Jahr 
2030 hat man den „point of no return“ 
fast schon überschritten. Die Konse-
quenz lautet: Erhöhung der Ausbildungs-
quoten – und zwar massiv und verstetigt 
für die folgenden Jahre. Dem haben die 
Verantwortlichen Rechnung getragen – 
auch für den gehobenen nichttechni-
schen Verwaltungsdienst. Und damit 
beginnt das Problem. Wohin mit den 
Studierenden an der Hochschule des 
Bundes – Fachbereich Bundeswehrver-
waltung – in Mannheim? Seit Jahren war 
der fast schon erbärmlich zu nennende 
Zustand der Unterkunftsgebäude be-
kannt und immer wieder wurde ein not-
wendiger Neubau verschoben, bis die 
hygienische Situation durch Schimmelbil-
dung in den Sanitärbereichen ein Han-
deln unausweichlich gemacht hat. Nun 
sind seit Jahren die alten Unterkunftsge-
bäude abgerissen, aber ein Neubau 
scheint immer noch in den besagten 
Sternen zu stehen, dieses Mal wegen ei-
nes haushalterischen Deltas von circa ei-
ner Million Euro, mit der Folge einer Neu-
bewertung des Bauvorhabens. Derweil 
müssen weiterhin Unterkünfte über den 
eigentlich geplanten Zeitraum hinaus an-
gemietet werden und ein Transport vom 

Liebe Kolleginnen und 
Kollegen,
eine der positiven politischen Ankündi-
gungen für das Verteidigungsressort der 
letzten Jahre war zweifelsohne die unter 
der Überschrift „Trendwenden für Perso-
nal, Material und Haushalt“ durch die 
Bundesministerin der Verteidigung, Frau 
Dr. Ursula von der Leyen, angekündigte 
Abkehr von den starren Obergrenzen der 
letzten Jahrzehnte. 

Für das Personal wird diese Trendwende 
vom Bundesministerium der Verteidigung 
(BMVg) mit sechs Kernaussagen unterlegt:

>> Die Bundeswehr wächst wieder,
>> Obergrenzen werden abgeschafft,
>> Weiterentwicklung der Personal
strategie,

>> „Auflegen“ eines Attraktivitätspro-
gramms,

>> Weiterführen der Marke: Moderner 
Arbeitgeber Bundeswehr und

>> Umsetzen einer Agenda Ausbildung.

Im Folgenden möchte ich Ihnen, sozusa-
gen vom Großen zum vermeintlich Klei-
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und zum Campus sichergestellt 
werden. Das alles beeinträch-
tigt die Rahmenbedingungen 
für einen ordnungsgemäßen 
Lehrbetrieb. Und es bedingt 
zusätzliche Mehrkosten, die 
den in Rede stehenden, streiti-
gen Betrag bei Weitem über-
schreiten. Hoch lebe der ge-
samtplanerische Ansatz. Das 
bestehende Brachland zusam-
men mit dem antiquarischen 
Hörsaalgebäude ist zudem 
wahrlich kein Aushängeschild 
für einen modernen und zeit-
gemäßen Hochschulbetrieb, in 
dem schließlich die künftige 
untere Führungsebene der 
Bundeswehrverwaltung ausge-
bildet wird. Dieser Zustand ist 
gelinde gesagt eine Schande 
und entspricht in keiner Weise 
den Vorstellungen für einen 
attraktiven Arbeitgeber. Die 
Besucher des Tages der Bun-
deswehr in Mannheim am 
9. Juni 2018 werden sich sicher-
lich so ihre eigenen Gedanken 
machen. Zeit zu handeln!

2. Als Folge der baulichen Mi-
sere und bedingt durch die 
steigenden Einstellungszahlen 
hat das Bundesministerium der 
Verteidigung (BMVg) entschie-
den, an der Helmut-Schmidt-
Universität der Bundeswehr in 

Hamburg (HSU/UniBw) einen 
Studiengang einzurichten, der 
mit dem Abschluss „Bachelor 
of Laws“ abschließt und die 
Nachwuchsgewinnung im ge-
hobenen nichttechnischen 
Verwaltungsdienst der Bun-
deswehr in Ergänzung zur 
Laufbahnausbildung an der 
Hochschule in Mannheim flan-
kieren soll. Dieser Studiengang 
beinhaltet keine Laufbahnaus-
bildung, diese wird aufgrund 
einer nach § 20 Nr. 1 Bundes-
laufbahnverordnung (BLV) vor-
liegenden Vorbildung zuer-
kannt. Überwiegend sollen 
Rechtsmodule aus dem bereits 
vorhandenen Portfolio der 
HSU/UniBw entnommen wer-
den, die durch Grundlagen 
beispielsweise der Betriebs-
wirtschafts- und Volkswirt-
schaftslehre ergänzt werden 
sollen. Der VBB hat in ersten 
Gesprächen mit dem BMVg da-
rauf hingewiesen, dass eine 
Abstimmung der Lehrinhalte 
beider Hochschulen zwingend 
geboten ist. Weiterhin haben 
wir unsere Besorgnis mitge-
teilt, dass durch das Fehlen so-
genannter „bundeswehreigen-
tümlicher Fächer“ und des 
Modules „Einsatzwehrverwal-
tungsstelle“ eine „Zweiklassen-
Ausbildung“ im gehobenen 

nichttechnischen Dienst er-
folgt, mit allen möglicherweise 
nachfolgenden Problemen bei 
der Personalauswahl für för-
derliche Verwendungen. Der 
VBB würde natürlich seinem 
selbst gestellten Anspruch auf 
fachliche und konstruktive Be-
gleitung aller ablauf- und auf-
bauorganisatorischen Ent-
scheidungen wie auch in 
Fragen der Personalplanung 
und -führung nicht gerecht 
werden, wenn wir uns gegen 
eine solche Verfahrensweise 
aussprächen. Angesichts aber 
wohl bestehender Vorstellun-
gen, dass Absolventen der Uni-
versität in Hamburg im BMVg 
und den Oberbehörden des 
Geschäftsbereiches Verwen-
dung finden sollen, während-
dessen die Studierenden der 
Hochschule Bund aus Mann-
heim vornehmlich in den Orts-
dienststellen eingesetzt wer-
den sollen, verstärkt unsere 
Besorgnis einer drohenden 
„Zweiklassen-Gesellschaft“ im 
gehobenen nichttechnischen 
Verwaltungsdienst. Der Ver-
band der Beamten der Bundes-
wehr hat sich stets für einen 
starken Fachbereich in Mann-
heim eingesetzt. Das ist auch 
den Verantwortlichen im 
BMVg und am Fachbereich in 

Mannheim bekannt und be-
wusst. Auch deshalb sind wir 
für die Offenheit der zuständi-
gen Verantwortungsträger im 
Verteidigungsministerium 
dankbar und deren Zusage, 
den VBB in die weiteren Pla-
nungen einzubeziehen.

Liebe Kolleginnen und  
liebe Kollegen,

für die mit großen Schritten 
nahende Urlaubszeit wün-
schen Ihnen Ihre Bundes
leitung und die Mitarbei-
ter(innen) der Bundesge- 
schäftsstelle eine gute Erho-
lung sowie eine gesunde und 
vor allem unfallfreie An- und 
Rückreise. 

Und noch etwas in eigener Sa-
che: Die nächste Ausgabe Ihres 
VBB-Magazins ist eine doppel-
te für die Monate Juli und Au-
gust, die Anfang August er-
scheinen wird.

Herzlichst

Ihr

 
Wolfram Kamm

Frühjahrssitzung 2018  
des Bundesvorstandes
Es ist schon gute Tradition und eine geübte Praxis, 
dass sich der Bundesvorstand des Verbandes der 
Beamten der Bundeswehr e. V. (VBB) zu seiner Früh-
jahrssitzung in der dbb akademie in Königswinter 
trifft. Beamtenpolitische Themen wie auch Ver-
bandsinternes bieten üblicherweise genügend 
Gesprächsstoff und füllen die Tagesordnung. 

In Anbetracht der erst vor Kur-
zem erfolgten Regierungsbil-
dung waren im Besonderen die 
Entscheidungen zu Besetzung 
von Führungspositionen ein 
Teil von besonderer Bedeutung 

im Bericht der Bundesleitung. 
Dass nunmehr zum dritten Mal 
in der Geschichte der Bundes-
wehr ein General a.D. zum be-
amteten Staatssekretär er-
nannt wurde, ist durch die 

Mitglieder des Bundesvorstan-
des ebenso kritisiert worden 
wie die Entscheidung, in der 
Nachfolge für den vormaligen 
Abteilungsleiter der Ausrüs-
tungsabteilung, Generalleut-
nant Benedikt Zimmer, den 
ehemaligen Chef der Füh-
rungsakademie der Bundes-
wehr, Carsten Stawitzki, die 
Verantwortung für den Rüs-
tungsbereich zu übertragen. 
Durch diese Entscheidungen 
wird abermals deutlich, dass 
im Besonderen bei den Spit-
zenpositionen im Bundesmi-

nisterium der Verteidigung 
eine negative Kontinuität zu-
lasten der zivilen Kolleginnen 
und Kollegen zu beobachten 
ist. Sollte sich diese Vorgehens-
weise verstetigen, leidet dar-
unter zunehmend die Attrak
tivität einer Verwendung im 
höheren Dienst. Bedenklich ist 
die Entwicklung auch deshalb, 
weil getroffenen Entscheidun-
gen die notwendige Transpa-
renz zur Entscheidungsfindung 
fehlt und von den Kolleginnen 
und Kollegen zunehmend die 
fachliche Kompetenz der „Aus-
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gewählten“ infrage gestellt 
wird. Auf der anderen Seite ist 
die Personalabteilung aufgeru-
fen zu prüfen, ob im zivilen 
Bereich Qualifikationsdefizite 
vorhanden sind und wie diese 
gegebenenfalls zu korrigieren 
wären.

Der Bundesvorstand nahm mit 
Genugtuung die flächende-
ckende Umsetzung der Bünde-
lung im gehobenen Dienst zur 
Kenntnis. Mit dieser Leitungs-
entscheidung wurde eine seit 
Jahren durch den VBB gefor-
derte Verbesserung der Dienst-
postenstruktur Rechnung ge-
tragen. Somit können nach den 
Kolleginnen und Kollegen des 
mittleren Dienstes nun auch 
diejenigen des gehobenen 
Dienstes versorgungswirksam 
mindestens ein mittleres Lauf-
bahnziel erreichen. Auch in die-
sem Fall muss man die gleiche 
Feststellung bemühen, dass 
durch den Rückzug der Bundes-
wehr aus der Fläche, die förder-
lichen Verwendungsmöglich-
keiten nur noch sehr einge- 
schränkt zur Verfügung ste-
hen. Dass im Zuge dieser er-
folgten Bündelung nunmehr 
weit über 200 zusätzliche Neu-
bewertungen von Dienstpos-
ten erfolgt sind, die vormals 
„spitz“ nach A 11 ausgewiesen 
waren, nimmt der Verband po-
sitiv zur Kenntnis, liegt es doch 
auf der Verbandslinie, generell 
intelligente Bündelungen in 
Augenschein zu nehmen. Der 
Bundesvorsitzende betonte 
abermals die Notwendigkeit, 
dass sich der VBB als die maß-
gebliche Interessenvertretung 
für die Beamtinnen und Beam-
ten der Bundeswehr weiterhin 

für eine intelligente Bündelung 
von Dienstposten einsetzen 
sollte. Im Besonderen im Be-
reich des Sozialdienstes müsse 
noch einiges getan werden. 
Hier wird die Bundesleitung 
mit den zuständigen Verant-
wortlichen im Verteidigungs-
ministerium und dessen Ge-
schäftsbereich Gespräche 
führen.

Ungelöst ist weiterhin die 
Frage der Umsetzung des 
„Optionsmodells“ bei der 
Wahlmöglichkeit zwischen 
Umzugskosten und Trennungs-
geld. Es ist nach Aussage des 
Bundesvorsitzenden ein un-
haltbarer Zustand, dass eine 
weiterführende Regelung, bei 
der bis zu acht Jahren Tren-
nungsgeld gewährt werden 
kann, nur für die Soldatinnen 
und Soldaten Anwendung fin-
den soll. Zivile Kolleginnen und 
Kollegen dagegen müssen 
nach dreijährigem Bezug von 
Trennungsgeld eine Entschei-
dung für oder gegen einen Um-
zug treffen, da der Anspruch 
auf die TG-Zahlung nach den 
drei Jahren entfällt. Man kann 
sich mittlerweile des Eindrucks 
nicht verwehren, als nehme 
der Staat zwar die freiwillige 
Bereitschaft der zivilen Kolle-
ginnen und Kollegen, in die 
Auslandseinsätze zu gehen, 
gerne an, verweigere aber 
ohne sachlichen Grund eine 
Gleichbehandlung bei einem 
vergleichsweise „simplen“ The-
ma wie das Optionsmodell im 
Bereich der besoldungsrechtli-
chen Nebengebiete. Wenn das 
so bleiben sollte, können sich 
die Verantwortlichen die hoh-
len Phrasen vom bundeswehr-

gemeinsamen Ansatz und der 
Bundeswehr als einem Perso-
nalkörper sparen. Diese ge-
plante Ungleichbehandlung 
der Statusgruppen wird der 
Verband jedenfalls nicht ak-
zeptieren und er hat bei ver-
schiedenen Anlässen auch 
Staatssekretär Hoofe dringend 
gebeten, sich bei dem opponie-
renden Finanzministerium für 
eine einheitliche Regelung aller 
Statusgruppen einzusetzen. 

Der Bundesvorsitzende wies 
im Weiteren auf die Notwen-
digkeit weiterer Anstrengun-
gen zur Durchlässigkeit der 
Laufbahnen und Laufbahn-
gruppen hin. An dem Erhalt 
des Praxisaufstieges aus dem 
mittleren in den gehobenen 
Dienst sei der VBB maßgeblich 
beteiligt gewesen. Ohne die 
nachhaltige und intensive Ver-
bandspolitik gebe es aller 
Wahrscheinlichkeit nach diese 
Regelung nicht mehr, die es 
leistungsstarken Beamtinnen 
und Beamten ermöglicht, be-
rufliche Weiterentwicklung für 
sich zu realisieren – in wel-
chem Lebensalter auch immer. 
Gleiches trifft auch auf das 
Stellenbesetzungsverfahren 
nach § 27 Bundeslaufbahnver-
ordnung (BLV) zu. Nachdem es 
unter tatkräftiger Beteiligung 
des Verbandes gelungen war, 
diese Regelung zu erhalten, hat 
sich der VBB auch im Bundes-
ministerium des Innern (BMI) 
für eine Modifizierung der Zu-
gangsvoraussetzungen ein
gesetzt. In einer Flächenver-
waltung wie der Bundeswehr- 
verwaltung ist es zwingend er-
forderlich, alle Möglichkeiten 
der weiteren Qualifizierung der 

Beschäftigten zu nutzen. Es 
hat sich aber auch gezeigt, 
dass das Erfordernis des 
Endamtes als ein Kriterium zur 
Zulassung gerade bei bestimm-
ten Berufsgruppen – wie bei-
spielsweise der Kolleginnen 
und Kollegen in der Bundes-
wehrfeuerwehr – oder in den 
Ortsdienststellen kaum er-
reichbar ist. Deshalb hat sich 
der VBB massiv dafür einge-
setzt, diese Zugangsvorausset-
zungen einer Überprüfung zu 
unterziehen. Die durch das fe-
derführende Ministerium BMI 
veranlasste Abfrage bei allen 
obersten Bundesbehörden 
habe ergeben, dass das Regel-
werk positiv bewertet wurde 
und man auch eine Modifizie-
rung der Zugangsvorausset-
zungen für notwendig erachte. 
Diese, aus der Sicht des VBB 
positive Grundaussage wird die 
Bundesleitung in weiteren Ge-
sprächen mit dem Bundesmi-
nisterium der Verteidigung 
(BMVg) und dem BMI weiter 
konkretisieren, um eine für die 
Kolleginnen und Kollegen posi-
tive Regelung zu erreichen. In 
diesem Zusammenhang be-
richtete der Bundesvorsitzende 
von den Überlegungen des 
Verteidigungsministeriums, an 
der Helmut-Schmidt-Universi-
tät der Bundeswehr in Ham-
burg einen Studiengang ein-
richten zu wollen, der mit dem 
Bachelor of Laws abschließen 
soll. Notwendig werde diese 
Einrichtung sowohl durch die 
von der Bundesministerin der 
Verteidigung, Frau Dr. Ursula 
von der Leyen, eingeleitete 
Trendwende Personal und der 
damit verbundenen Erhöhung 
des Personalumfanges auch 
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beim Zivilpersonal. Aber auch 
die bevorstehenden starken 
„Altersabgänge“ in den kom-
menden Jahren sind Anlass für 
eine verstetigte Erhöhung der 
Einstellungsquoten im gehobe-
nen nichttechnischen Verwal-
tungsdienst. Nach einer Aus
sage des BMVg sei wegen 
fehlender Unterbringungska-
pazitäten auf dem Gelände der 
Hochschule des Bundes – Fach-
bereich Bundeswehrverwal-
tung in Mannheim nach einer 
Alternativlösung gesucht und 
diese wohl in Hamburg gefun-
den worden. Derzeit befinde 
sich die Universität Hamburg 
noch in der Konzeptionsphase. 
Man plane, diesen Studien-
gang als rechtsorientiertes Stu-
dium anzubieten ohne die in 
Mannheim darüber hinaus ge-
lehrten Fächer wie beispiels-
weise Arbeits-, Tarif- und Sozi-
alversicherungsrecht oder die 
besoldungsrechtlichen Neben-
gebiete. Auch findet sich kein 
Angebot einer fremdsprachli-
chen Ausbildung oder das Mo-
dul „Einsatzwehrverwaltung“. 
Hier setze auch die Kritik des 
Verbandes an. Bei aller Not-
wendigkeit, für die Vielzahl der 
Auszubildenden auch eine 
qualifizierende Ausbildung 
anzubieten, muss ein „Flicken-
teppich“ in der Ausbildungs-
landschaft einer Laufbahn-
gruppe verhindert werden. Bei 
gleichem Studienabschluss, 
aber möglicherweise unter-
schiedlichen, nicht abgestimm-
ten Lehrinhalten und nicht 
gleichen Fächern sind das Cha-
os und eine „Zweiklassenge-
sellschaft“ innerhalb der Lauf-
bahngruppe des gehobenen 
nichttechnischen Dienstes vor-
programmiert. 

Ende März wurde dem Ver-
band der Beamten der Bundes-
wehr eine Handreichung zum 
Thema Nebentätigkeiten in 
Verbänden und Gewerkschaf-
ten zugeleitet. Die Vermutung, 
diese Handreichung stehe auch 
im Zusammenhang mit der so-
genannten „Causa Wendt“ aus 
dem vergangenen Jahr ist nicht 
ganz von der Hand zu weisen. 
Nachdem im vergangenen Jahr 

in den Medien darüber berich-
tet wurde, dass der Vorsitzen-
de der Deutschen Polizeige-
werkschaft (DPolG), Rainer 
Wendt, ohne erbrachte Ar-
beitsleistung gleichwohl aus 
dem Haushalt des Landes 
Nordrhein-Westfalen zu einem 
bestimmten Prozentsatz ali-
mentiert worden sein soll, 
wurde der Compliance Ma-
nagement Beauftragte (CMB) 
mit der Aufgabe betraut, Funk-
tions- und Mandatsträger aller 
in der Bundeswehr organisier-
ten Verbände und Gewerk-
schaften auf deren Recht
mäßigkeit in Bezug auf 
Freistellung zu überprüfen. Die 
datenschutzrechtlichen Beden-
ken zum Vorgehen des BMVg 
hatte der Verband seinerzeit 
gegenüber der Leitung des 
BMVg zum Ausdruck gebracht. 
Die nach Bekanntwerden der 
Absicht des CMB, allen Be-
schäftigten (zivil, militärisch) 
einen Handlungsrahmen über 
„linke und rechte Grenzen“ ver-
bandlicher und gewerkschaftli-
cher Aktivitäten und deren 
Meldepflichtigkeit oder nicht 
an die Hand zu geben, hat zu 
großer Kritik bei Verbänden 
und Gewerkschaften sowie 
dem Hauptpersonalrat ge-
führt. Mittlerweile wurden an 
zwei Terminen Absicht und 
Zielsetzung einer solchen 
Handreichung erläutert und 
die Verbände und Gewerk-
schaften gebeten, ihre Vorstel-
lungen und Änderungs-/Ergän-
zungswünsche einzubringen. 
Art und Weise des Vorgehens 
des CMB seien nach Auffas-
sung des VBB nicht geeignet, 
notwendiges Vertrauen zwi-
schen den Beschäftigten und 
ihrem Arbeitgeber zu erhalten. 
Vielmehr könne man sich auf-
grund der Diktion des Papiers 
des Eindrucks nicht erwehren, 
verbandliche oder gewerk-
schaftliche Betätigung sei mit 
einem schlechten „Geruch“ be-
haftet und solle in ein schlech-
tes Licht gestellt werden. Die-
sem entstandenen Eindruck ist 
der Verband vehement entge-
gengetreten. Dieses Papier 
könne nur als ein erster unzu-
reichender Versuch gewertet 

werden, das zu regeln, was be-
reits grundgesetzlich in Art. 9 
Abs. 3 Grundgesetz (GG) ver-
brieft ist, nämlich das Recht 
von Arbeitnehmern und Ar-
beitgebern, sich zur Wahrung 
und Förderung der Arbeits- 
und Wirtschaftsbedingungen 
in Gewerkschaften und Ver-
bänden zusammenzuschließen 
– die sogenannte Koalitions-
freiheit. Dieses grundsätzlich 
verbriefte Recht sollten die 
Verantwortlichen im BMVg 
nicht einmal ansatzweise ver-
suchen zu ändern oder ein-
schränken zu wollen. Der VBB 
hat schnell reagiert und zu die-
sem Themenkomplex mit einer 
Wandzeitung und in einer In-
formation für die Mitglieder 
und/oder Funktionsträ
ger(innen) des Verbandes er-
läuternde Informationen und 
Auszüge aus den wichtigsten 
Urteilen bekannt gegeben.

Ein besonderes Augenmerk 
legt der Verband der Beamten 
der Bundeswehr von jeher auf 
die Belange des technischen 
Dienstes. Ausgehend von der 
seit Langem anhaltenden, an-
gespannten Personalsituation 
im Bereich des technischen 
Dienstes, war die Arbeitsgrup-
pe Technik beauftragt worden, 
wie die laufbahnrechtlichen 
Rahmenbedingungen so ge-
staltet werden können, dass 
das Berufsbild des technischen 
Beamten für die Bewerberin-
nen und Bewerber interessant 
wird. Zu den ersten Ergebnis-
sen der Arbeitsgruppe Technik 
trug hierzu deren Sprecher, 
Klaus Schütte im Bundesvor-
stand vor. In Anlehnung an das 
Laufbahnmodell des Freistaates 
Bayern spricht sich die Arbeits-
gruppe für ein Laufbahnmodell 
aus, dass unter Wahrung der 
Grundsätze Eignung, Befähi-
gung und Leistung die Lauf-
bahngruppen durchlässiger an-
legt und den Einstieg in den 
„Beamtenberuf“ mehr als bis-
her an der erworbenen Qualifi-
kation orientiert. Als Stichwort 
dient der Arbeitsgruppe Tech-
nik hierbei die sogenannte Ein-
heitslaufbahn. In der sich an-
schließenden Diskussion 

zeigten sich die unterschiedli-
chen Sichtweisen zu diesem 
Vorstoß, der die bisherige 
Mehrstufigkeit aufgeben 
würde. Der Bundesvorstand 
war einhellig der Auffassung, 
dass die Vorstellungen der 
AG Technik weiter diskutiert 
und konkretisiert werden 
sollen. Im Besonderen sollten 
in Gesprächen mit den Vertre-
tern des Bundesamtes für das 
Personalmanagement der Bun-
deswehr (BAPersBw) Ansätze 
für eine Verbesserung der 
Einstellungszahlen diskutiert 
werden.

Im weiteren Verlauf der Sit-
zung des Bundesvorstandes 
wurden bereits die ersten 
Eckdaten für die Personalrats-
wahlen des Jahres 2020 be-
sprochen und die Zuständig-
keiten aus den beiden voraus- 
gegangenen Wahlen bestä-
tigt. In den kommenden bei-
den Sitzungen im Herbst 2018 
und Frühjahr 2019 werden 
dann die Weichen für die Per-
sonalratswahlen 2020 festge-
legt und konkretisiert.

Zum Sachstand einer mögli-
chen Fusion mit dem Verband 
der Arbeitnehmer der Bundes-
wehr (VAB) berichtete der Bun-
desvorsitzende aus den letzten 
Sitzungen der gemeinsamen 
Arbeitsgruppe. Er unterrichtete 
den Bundesvorstand ebenso 
über ein Gespräch mit dem 
Vorsitzenden des VAB, Herbert 
Schug, in dem dieser mitgeteilt 
habe, dass sich der Bundesvor-
stand das VAB mehrheitlich ge-
gen eine Fusion mit dem VBB 
ausgesprochen habe. Herbert 
Schug wolle aber gleichwohl 
einen Antrag auf Fusion anläss-
lich des Verbandstages des 
VAB zur Diskussion und Ab-
stimmung stellen. Der Bundes-
vorstand beschloss, die eigene 
Satzung im Hinblick auf den 
Bundesvertretertag 2019 wei-
ter zu konkretisieren und das 
Thema erneut auf die Tages-
ordnung der Herbstsitzung des 
Bundesvorstandes des VBB zu 
nehmen, die zeitlich nach dem 
Verbandstag des VAB termi-
niert ist.�
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